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GEMEINDE SCHWALBACH - ORTSTEIL SCHWALBACH

Bebauungsplan "Papiermühle"

N

0 20 40 50 m3010

PLANZEICHNUNG

LEGENDE

1. Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet (WA)

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

0,5 Grundflächenzahl (GRZ)

II Zahl der Vollgeschosse

3. Bauweise, Baugrenze (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

o Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO)

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

Nutzungsschablone

1 Baugebiet

2 Grundflächenzahl

3 Bauweise 

4 Zahl der Vollgeschosse

4. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenverkehrsfläche

Fußweg

private Erschließung

5. Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

öffentliche Grünfläche

(Zweckbestimmung Hanggrün)

Kinderspielplatz

6. Flächen für den Erhalt von Bäumen, Sträuchern und

sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Flächen für Erhalt

7. sonstige Planzeichen

Gebäude unter Denkmalschutz

Grenze des räumlichen Geltungs-

bereichs des Bebauungsplans

1 2

3 4

I. FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

Gemäß § 4 BauNVO wird ein Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt.

Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.

Zulässig sind:

1. Wohngebäude.

2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaftensowie nicht

störende Handwerksbetriebe,

3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Gem. § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass alle Ausnahmen gem. § 4 Abs. 3 BauNVO unzulässig

sind:

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,

3. Anlagen für Verwaltungen,

4. Gartenbaubetriebe,

5. Tankstellen.

2. Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

2.1 Grundflächenzahl gem. § 19 BauNVO

    Für das Allgemeine Wohngebiet wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,5 festgesetzt.

2.2 Zahl der Vollgeschosse gem. § 20 BauNVO

Für das Plangebiet wird die Zahl der Vollgeschosse auf maximal III festgesetzt.

3.  Bauweise gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

    Gem. § 22 Abs. 2 BauNVO wird für das Baugebiet eine offene Bauweise festgesetzt.

4.  Überbaubare Grundstücksfläche gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

    Gem. § 23 Abs. 2 und Abs. 3 BauNVO werden die überbaubaren Grundstücksflächen durch Baugrenzen

festgesetzt.

5.  Stellplätze und Nebenanlagen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

     Gem. § 12 Abs. 6 BauNVO sind Stellplätze, Garagen und Carports im Baugebiet auch außerhalb der

überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO sind innerhalb und außerhalb der über- baubaren

Grundstücksflächen zulässig, auch, soweit der Bebauungsplan für sie keine besonderen Flächen

festsetzt. Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO sind innerhalb des Baugebiets allgemein

zugelassen. Dies gilt insbesondere für fernmeldetechnische Nebenanlagen sowie für Anlagen für

erneuerbare Energien.

6. Führung von Versorgungsanlagen und -leitungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Innerhalb des Plangebietes sind alle Anlagen zur Versorgung des Gebietes allgemein zulässig. Hierzu

zählen z.B. Trafos, Leitungen etc…

7. Grünordnerische Festsetzungen

7.1 Grünflächen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Entlang der L140 wird eine öffentliche Grünfläche festgesetzt (Zweckbestimmung Hanggrün). Weiterhin

wird ein öffentlicher Kinderspielplatz festgesetzt.

7.2 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b

BauGB

Es wird festgesetzt, dass die nicht überbauten Grundstücksflächen zu begrünen und gärtnerisch zu

gestalten sind. Je 150 qm nicht bebauter Grundstücksfläche ist mindestens ein Hochstamm zu pflanzen.

Für Neupflanzungen innerhalb des Geltungsbereiches sind einheimische, standortgerechte Gehölze zu

verwenden (vgl. Pflanzliste).

Pflanzliste:

Bäume: Obstbäume i.S., Acer campestre (Feldahorn), Acer platanoides (Spitzahorn), Carpinus 

betulus (Hainbuche), Juglans regia (Nussbaum), Tilia sp. (Linde)

Sträucher: Cornus sanguinea (Hartriegel), Corylus avellana (Hasel), Ligustrum vulgare (Liguster), Rosa

i.S., Obststräucher i.S., Sambucus nigra (Schwarzer Holunder), Viburnum opulus (Schneeball),

Crataegus monogyna (Eingriffl. Weißdorn).

Empfohlene Pflanzqualität: Strauch: mind. 4-5 Tr., H. 60-100 cm; Heister: mind. 2xv., H. 125-15 cm

Hochstamm: mind. 2x v., StU 10-12 cm

Im Sinne des Insektenschutzes wird empfohlen, zur Anlage von Rasenflächen eine blütenreiche

Saatgutmischung (z-B- RSM 2.4 - Gebrauchsrasen mit Kräutern) zu verwenden.

7.3 Erhalten von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

Die öffentliche Grünfläche entlang der Landstraße L140 wird mit einer Festsetzung für den Erhalt

überlagert.

Ferner wird festgesetzt, dass Bäume, die einen guten Gesundheitszustand aufweisen und nicht von der

Baumaßnahme betroffen sind, zu erhalten sind.

8. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1

Nr. 20 BauGB)

Im Bebauungsplan sind Grundstückszufahrten, Stellplätze und Wege so zu befestigen, dass das auf

diesen Flächen anfallende Niederschlagswasser auf dem Grundstück versickert wird.

II. Festsetzung gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 LBO

Es wird festgesetzt, dass abweichend von sonstigen örtlichen Bauvorschriften im Plangebiet pro

Wohneinheit 1,5 Stellplätze nachzuweisen sind.

Das anfallende Niederschlagswasser ist mittels Trennsystem in den weiter südlich verlaufenden

Bommersbach zu leiten.

III. Nachrichtliche Übernahme gem. § 9 Abs. 6 BauGB

Das unter Denkmalschutz stehende Gebäude Papiermühle 13/14/15/16/17/18, Papiermühle,

Herrenhaus, Eiskeller (Einzeldenkmal) wird nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen.

Ferner befindet sich das Plangebiet innerhalb des Wasserschutzgebietes "Bous/Schwalbach",

Wasserschutzzone III, festgelegt mit Verordnung vom 29.11.2007.

Aufgrund der Lage in der Nähe des Bommersbaches werden die Regelungen des § 55f des

Saarländischen Wassergesetzes (SWG, Unterhaltung und Pflege des Gewässerrandstreifens)

nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen.

IV. FESTSETZUNG gem. § 9 Abs. 7 BauGB

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches; siehe Planzeichnung

V. HINWEISE

...Ergänzung im Zuge des weiteren Verfahrens.

artenschutzrechtliche Hinweise:

Grundsätzlich sind Rodungen gem. § 39 BNatSchG nur in der Zeit vom 01. Oktober bis zum 28. Februar

durchzuführen. Sollten Rodungen/ Rückschnitte, die über einen Form- schnitt hinausgehen, zwischen

01. März und 30. September notwendig werden, ist durch vorherige Kontrolle sicherzustellen, dass keine

besetzten Fortpflanzungs-/Ruhestätten bzw. Nester vorhanden sind. Ggf. ist eine Befreiung gem. § 67

BNatSchG zu beantragen.

Im Zuge des weiteren Verfahrens werden Untersuchungen zu folgenden Arten empfohlen:

Amphibien, Reptilien, Fledermäuse, Haselmaus und Brutvögel.

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
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Gemeinde Schwalbach

 "Papiermühle"

BEBAUUNGSPLAN

frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB

frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB

RECHTSGRUNDLAGEN

Der Rat der Gemeinde Schwalbach hat am __.__.____ die Aufstellung des Bebauungsplanes "Papiermühle" beschlossen (§ 2

Abs. 1 BauGB).

Der Beschluss, den Bebauungsplan aufzustellen, wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht (§ 2 Abs. 1 BauGB).

Die frühzeitige Beteiligung der Bürger an der Aufstellung wurde vom __.__.____ bis einschl. __.__.____ in Form einer

Offenlage durchgeführt (§ 3 Abs. 1 BauGB). Das Ergebnis wurde vom Rat am __.__.____ in die Abwägung eingestellt.

Die Behörden, Stellen und Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom __.__.____ erstmals an der Aufstellung des

Bebauungsplanes beteiligt (§ 4 Abs. 1 BauGB).

Die eingegangenen Anregungen wurden vom Rat der Gemeinde Schwalbach am __.__.____ in die Abwägung eingestellt.

Der Bebauungsplan, bestehend aus Teil A (Planzeichnung), Teil B (Textteil) und der Begründung einschließlich Umweltbericht

wurde in der Zeit vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ im Internet veröffentlicht. (§ 3 Abs. 2 BauGB).

Ort und Dauer der Veröffentlichung im Internet wurden mit dem Hinweis, dass Anregungen während der Frist von jedermann

schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht.

Die nach § 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligenden Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom __.__.____ an der

Planung beteiligt und von der Veröffentlichung im Internet benachrichtigt.

Während der Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Beteiligung der Behörden gingen Anregungen ein, die vom Rat der

Gemeinde Schwalbach am __.__.____ geprüft wurden. Das Ergebnis wurde denjenigen die Anregungen vorgebracht haben

mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB).

Der Rat der Gemeinde Schwalbach hat am __.__.____ den Bebauungsplan "Papiermühle" als Satzung beschlossen (§ 10

BauGB).

Schwalbach, den __.__.____

Der Bürgermeister

Der Bebauungsplan wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 2 BauGB). Mit dieser Bekanntmachung

tritt der Bebauungsplan "Papiermühle", bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen sowie der

Begründung, in Kraft. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und

Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit

und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen hingewiesen worden.

Schwalbach, den __.__.____

Der Bürgermeister

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I, S.

3634),zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348)

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017

(BGBl. I, S. 3786), die zuletzt durch Art. 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)

geändert worden ist

Planzeichenverordnung (PlanzV) in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt

geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBI. 2025 I Nr. 189)

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl I S 2542), das zuletzt durch Art.

48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I, S. 2986), das zuletzt durch Art. 7

des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBI. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist

Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), Änderung durch Art.

7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306, Nr. 9)

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai

2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 12. August

2025 (BGBI. 2025 I Nr. 189)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), in der Fassung der Bekanntmachung

vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Art. 10 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024

(BGBI. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist

Bauordnung für das Saarland (LBO), in der Fassung vom 18. Februar 2004 (Amtsblatt S. 822),

zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. August 2025 (Amtsbl. I S. 854, 855)

Saarländisches Naturschutzgesetz (SNG) in der Fassung vom 05. April 2006 (Amtsblatt S. 726),

zuletzt geändert durch Artikel 51 des Gesetzes vom 27. August 2025 (Amtsbl. I S. 854, 855)

Saarländisches Wassergesetz (SWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juli 2004

(Amtsblatt S. 1994), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 27. August 2025 (Amtsbl. I S.

854, 855)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Saarland (SUVPG) in der Fassung vom 30.

Oktober 2002 (Amtsblatt. S. 2494), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Februar

2025 (Amtsbl. I S. 369_2, 369_13)

Kommunalselbstverwaltungsgesetz (KSVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni

1997 (Amtsbl. S. 682), mehrfach geändert durch Artikel 49 des Gesetzes vom 27. August 2025

(Amtsbl. I S. 854, 863)

Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) vom 13. Juni 2018 (Amtsblatt des Saarlandes

Teil I vom 5.Juli 2018 S. 358f.), geändert durch Artikel 260 des Gesetzes vom 08. Dezember 2021

(Amtsbl. I S. 2629)

Saarländisches Landesplanungsgesetz (SLPG) in der Fassung vom 18. November 2010

(Amtsblatt S. 2599), geändert durch Artikel 92 des Gesetzes vom 08. Dezember 2021 (Amtsbl. I S.

2629)

Waldgesetz für das Saarland (Landeswaldgesetz - LWaldG) in der Fassung vom 26. Oktober

1977, mehrfach geändert, § 20b neugefasst sowie § 52 aufgehoben durch  Gesetz vom 12. Juni 2024

(Amtsbl. I S. 500)
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